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Spezielle Rechts- und Steuerfragen

Rechtsprechung und Verwaltungsanweisungen zu Rechnungswesen, Kassenführung und GoBD
	Die nachfolgende Zusammenstellung von Rechtsprechung und Verwaltungshinweisen zu speziellen Steuerfragen im Bereich GoBD im Rechnungswesen soll eine Arbeitshilfe für die Organisationsberatung und eine Recherchehilfe für die individuelle gutachtliche Beurteilung im jeweiligen Beratungsfall sein. Die Anordnung erfolgt in zeitlicher Reihenfolge. Das bedeutet keine Stellungnahme zur aktuellen Rechtslage oder dass ein neueres Urteil „besser“ oder aktueller ist als ein älteres: So kann ein Finanzgerichtsurteil jederzeit durch eine BFH-Rechtsprechung überholt sein und ein BFH-Urteil durch eine Verwaltungsregelung (Nichtanwendungserlass) oder auch durch eine rückwirkende Gesetzesänderung oder Änderung der Rechtsprechung im konkreten Anwendungsfall nicht mehr anwendbar sein. 

Für Korrekturen, ergänzende Hinweise und Anregungen sind die Autoren dankbar!


	Verwaltungsanweisung
	Verzicht auf die Aufbewahrung von Kassenstreifen bei Einsatz elektronischer Registrierkassen

(teilweise aufgehoben durch BMF-Schreiben v. 26.11.2010; als Übergangsregelung unter den dort gegebenen Voraussetzungen weitere Anwendbarkeit bestätigt zuletzt durch BMF-Schreiben v. 21.03.2017)
	BMF-Schreiben v. 09.01.1996, BStBl I, 34

	Verwaltungsanweisung
	Aufbewahrung digitaler Unterlagen bei Bargeschäften 
	BMF-Schreiben v. 26.11.2010

	Berufsfachliche Hinweise
	Muster-Verfahrensdokumentation zur Digitalisierung und elektronischen Aufbewahrung von Belegen inkl. Vernichtung der Papierbelege. Gemeinsam erarbeitet durch die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) und den Deutschen Steuerberaterverband (DStV)
	BStBK, 01.03.2014 Berufsrechtliches Handbuch, Berufsfachlicher Teil Abschn. 2.3.1

	Verwaltungsanweisung
	Erfüllung der Aufbewahrungspflichten bei elektronisch übermittelten Kontoauszügen
	BMF-Schreiben v. 24.07.2014 an die deutsche Kreditwirtschaft/Bundesverband der deutschen Volks- und Raiffeisenbanken e.V. (verfügbar in den Arbeitshilfen online)

	Verwaltungsanweisung
	Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD)
	BMF-Schreiben v. 14.11.2014 (gültig bis 31.12.2019)

	Rechtsprechung
	In seinem Grundsatzurteil zu den Anforderungen an die Schätzung mittels eines Zeitreihenvergleichs hat der X. Senat des BFH u.a. zur Kassenführung Folgendes festgestellt: „Bei einem programmierbaren Kassensystem stellt das Fehlen der aufbewahrungspflichtigen Betriebsanleitung sowie der Protokolle nachträglicher Programmänderungen einen formellen Mangel dar, dessen Bedeutung dem Fehlen von Tagesendsummenbons bei einer Registrierkasse oder dem Fehlen von Kassenberichten bei einer offenen Ladenkasse gleichsteht und der daher grundsätzlich schon für sich genommen zu einer Hinzuschätzung berechtigt.“ 
	BFH, Urt. v. 25.03.2015 – X R 20/13, BStBl II, 743
Allgemein anwendbar erklärt durch BMF am 08.09.2015

	Gesetzgebung
	Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens, insbesondere Änderung der Abgabenordnung im Hinblick auf die elektronische Datenübermittlung
	BGBl I 2016, 1679

	Rechtsprechung
	Bei der offenen Ladenkasse muss die tägliche Bareinnahme durch Zählen ermittelt und in den Kassenbericht eingetragen werden. Es ist allerdings nicht erforderlich, ein „Zählprotokoll“ mit der genauen Anzahl der vorhandenen Scheine und Münzen zu erstellen.
	BFH, Beschl. v. 16.12.2016 – X B 41/16, BFH/NV 2017, 310

	Rechtsprechung
	(ohne aussagefähigen Leitsatz; relevanter Inhalt in eigenen Worten der Verfasser:) Da die PC-Kasse des Klägers grundsätzlich manipulierbar ist, braucht der Senat „nicht zu prüfen, ob der Kläger tatsächlich Manipulationen an seinem Kassensystem vorgenommen hat“. „Für die streitentscheidenden Fragen kommt es nach Auffassung des Senats allein darauf an, ob ein elektronisches Kassensystem manipulierbar ist oder nicht. Dies gilt gleichermaßen für PC-Kassensysteme und elektronische Registrierkassen.“ Daher wurde die Revision nicht zugelassen.
	FG Münster, Urt. v. 29.03.2017 – 7 K 3675/13 E, Gu; NZB eingelegt, BFH: X B 65/17

	Gesetzgebung
	Verordnung zur Bestimmung der technischen Anforderungen an elektronische Aufzeichnungs- und Sicherungssysteme im Geschäftsverkehr (Kassensicherungsverordnung – KassenSichV)
	BT-Drucks. 18/12221, Beschl. v. 01.06.2017; Zustimmung Bundesrat v. 07.07.2017; in Kraft ab dem Tag nach Verkündung (am 06.10.2017 in BGBl I, 3515)

	Rechtsprechung
	„1. Eine Aufbewahrung von Tagessummen-Belegen mit Einzelaufzeichnung der Erlöse und Summenbildung kann, sofern im Betrieb keine weiteren Ursprungsaufzeichnungen angefallen sind, in Fällen der Einnahmen-Überschuss-Rechnung und Verwendung einer offenen Ladenkasse bei Anlegung des im Eilverfahren gebotenen summarischen Prüfungsmaßstabs den formellen Anforderungen an die Aufzeichnungen genügen.

2. Die Rechtsprechung, wonach Einzelaufzeichnungen der Erlöse in bestimmten Fällen aus Zumutbarkeitsgründen nicht geführt werden müssen, ist nicht auf Einzelhändler beschränkt, sondern kann auch auf Klein-Dienstleister anwendbar sein.“
	BFH, Beschl. v. 12.07.2017 – X B 16/17, Juris.BFH.de

	Verwaltungsanweisung
	Einführung des § 146a AO durch das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen vom 22.12.2016; Anwendungserlass zu § 146a AO
	BMF-Schreiben v. 17.06.2019 – („Zertifizierungserlass“ für elektronische Aufzeichnungssysteme)

	Verwaltungsanweisung
	Änderungen zu AEAO zu § 122 AO Bekanntgabe von Verwaltungsakten:

Übermittlung durch die Post oder durch Telefax
1.8.2.1 Der in § 122 Abs. 2 AO verwendete Begriff er „Post“ ist nicht auf die Deutsche Post AG (als Nachfolgeunternehmen der Deutschen Bundespost) beschränkt, sondern umfasst alle Unternehmen, soweit die Postdienstleistungen erbringen. Wird ein schriftlicher Verwaltungsakt durch die Post übermittelt, so hängt die Wirksamkeit der Bekanntgabe nicht davon ab, dass der Tag der Aufgabe des Verwaltungsakts zur Post in den Akten vermerkt wird. Um den Bekanntgabezeitpunkt berechnen zu können und im Hinblick auf die Regelung in § 169 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 AO ist jedoch der Tag der Aufgabe zur Post in geeigneter Weise festzuhalten.

1.8.2.2 Ein Telefax, auch ein Computerfax, ist kein elektronisches Dokument i. S. d. § 87a AO (vgl. AEAO zu § 87a Nr. 4) aber ein elektronisch übermittelter Verwaltungsakt i. S. d. § 122 Abs. 2a AO (Bundestagsdrucksache 14/9000 S. 32, Begründung zu § 15 VwVfG)
	BMF-Schreiben v. 27.09.2019 – IV A 3 - S 0062/19/10009 :001

	Verwaltungsanweisung
	Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD 2020)
	BMF-Schreiben v. 28.11.2019 – anwendbar ab 01.01.2020
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